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Sehr geehrte(R) FRAU/HERR ABGEORDNETE(R),

Sie sollen als Bundestagsabgeordnete(r) in Kürze über den „Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion“ (Fiskalvertrag) abstimmen. Aus meiner Sicht ist dieser Vertrag eine Bedrohung für die Demokratie und die sozialen Errungenschaften in allen Unterzeichnerstaaten. Dieser Vertrag wird auch die Entscheidungsspielräume für Sie als Abgeordnete erheblich beeinträchtigen.

Der Fiskalvertrag stellt einen massiven Angriff auf demokratische Prinzipien dar und hat eine Selbstentmachtung der nationalen Parlamente, auch des Bundestages, zur Folge. Eines der wichtigsten Rechte des Parlaments – das Haushaltsrecht – wird durch den Zwang, Schulden​bremsen in die nationalen Verfassungen einzuführen, sowie durch die automatischen Korrektur- und Sanktionsmechanismen massiv eingeschränkt. Länder im Defizitverfahren müssen Haushalts- und Wirtschaftspartnerschaftsprogramme auflegen, die von der Europäischen Kommission und dem Rat genehmigt und überwacht werden. Beide Institutionen erhalten sogar ein Vetorecht gegenüber den nationalen Haushaltsplänen. Auf diese Weise werden Ihre Rechte als gewählte Volksvertretung erheblich beschnitten. Die Macht der europäischen Exekutive wird ausgebaut. Die vom Bundesverfas​sungsgericht mehrfach angemahnten substantiellen Entscheidungsrechte, die trotz EU-Integration beim Bundestag verbleiben müssen, entfallen zukünftig. EU-Kommission und Rat können für ihre Entscheidungen weder von nationalen Abgeordneten, noch von Bürgerinnen und Bürgern zur Verantwortung gezogen werden. Diese Aus​sicht halte ich als demokratische(R) BÜRGER(IN) dieses Landes für unerträglich. Der Vertrag kann nur einstimmig aufgehoben werden, ein einseitiges Kündigungsrecht für einzelne Staaten ist nicht vorgesehen.

Politische Richtungswechsel durch Wahlen werden unter dem Regime des Fiskalpaktes so gut wie unmöglich. Der Vertrag zementiert – ohne zeitliche Begrenzung – eine ökonomisch unsinnige und unsoziale Politik. Angeblich geht es beim Fiskalpakt darum, Staatsschulden abzubauen. Doch die Einnahmeseite, auf der das wirkliche Problem liegt, bleibt völlig außer Acht. Weder werden die Verur​sacher der hohen Verschuldung – diejenigen, die mit ihren waghalsigen Spekulationen die Finanzkrise ausgelöst haben, auf die die Staaten mit hunderten Milliarden für Bankenrettung und Konjunkturstü​tzung reagiert haben – zur Kasse gebeten, noch wird die Steuerpolitik geändert, die über die letzten Jahre systematisch hohe Einkommen und Vermögen entlastet und somit die Staatshaushalte strukturell geschwächt hat. Damit zwingt der Fiskalvertrag alle Länder zu einer Politik der Ausgabenkürzung, - in Deutschland im Umfang von 25 Milliarden Euro pro Jahr, bis die Verschuldungsgrenze von 60 % des BIP erreicht wird. Die Folgen sind absehbar: Sozialabbau, niedrigere Löhne im Öffentlichen Dienst und Privatisierungen. Die Last der Sanierung der öffentlichen Haushalte wird den Schwächsten der Gesell​schaft aufgebürdet. Aus ökonomischer Perspektive verschärft der Vertrag durch den Kürzungszwang die Rezessionstendenzen in Europa.

Ich möchte Sie daher dringend auffordern, den Fiskalvetrag abzulehnen. Er widerspricht der Idee eines demokratischen und sozialen Europas. Ich bitte um Ihre persönliche Antwort.

Mit freundlichen Grüßen

